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Einige Kräfte in den rot-rot-grünen Bundestagsparteien suchen nach einer Mehrheit ohne
die Parteien rechts von der SPD. Sie scheuen dabei nicht die Übernahme von Positionen der
NATO-Propaganda, wie aktuelle Beispiele bei den Grünen und der LINKEN zeigen. Von
Bernhard Trautvetter.

In mehreren problematischen Beiträgen haben sich Akteure der Grünen und der LINKEN
zur Friedenspolitik geäußert – Details folgen weiter unten.

Die Kritik am militärisch-industriellen Komplex (MiK) – also an den Kriegskonzernen und
ihren Zuarbeitern in der Politik – ist ein Überlebenserfordernis, denn das NATO-
‘Nachrichten-Management’, das nichts als Vorkriegspropaganda und ‘Psychologische
Kriegsführung'[1] ist, vergiftet die Gehirne der Menschen im Sinne der Militärs. Die NATO
hat für diesen Zweck ein Zentrum ‘Strategische Kommunikation’ in Riga eingerichtet. Zitat
von der dortigen Website:

“Strategische Kommunikation ist ein integraler Bestandteil unserer
Bemühungen, die politischen und militärischen Ziele der Allianz zu erreichen.“

NATO-Manipulation verfängt auch bei Grünen und LINKEN

Die Erfolge der NATO-Manipulation zeigen sich in vielen Worten und Taten auf Seiten
sozialdemokratischer und grüner Parteigängerinnen und Parteigänger. Und selbst beim
Experten der Linkspartei für ‘Sicherheitspolitik’, Matthias Höhn, wirkt die Manipulation der
Militaristen, wie Medien berichten.

Auf Seiten der Grünen ist ein Papier unter Mitarbeit der Heinrich-Böll-Stiftung, für das sich
Heinrich Böll im Grabe herumdrehen dürfte, ein neuer Höhepunkt in diesem fatalen Sinn.
Unter dem Titel “Für eine neue Übereinkunft zwischen Deutschland und Amerika” geht es
um eine ‘Weltmachtrolle’, um die ‘nukleare Schutzzusage’ genannte Atomkriegsstrategie
der USA und um die ‘Nukleare Teilhabe’ Deutschlands sowie um die weitere Erhöhung der
Militärausgaben als ‘Lastenteilung’ auch für die Intensivierung von NATO-Aktivitäten bis in
den ‘Indo-Pazifik’. Das folgt der Forderung:

“NATO: Mehr Verantwortung wagen“.

Das Papier löst in der Grünen Partei Debatten aus: ” ‘Mehr … Verantwortung ist oft

https://www.stratcomcoe.org/about-strategic-communications
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/linke-diskutiert-radikalen-kurswechsel-in-der-aussenpolitik-a-3b360233-abbf-4403-8e89-698b5863840c
https://anewagreement.org/
https://anewagreement.org/#link_3
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dringend geboten und wird Geld kosten. Aber es ist falsch und gefährlich, das nur
militärisch … zu verstehen’, sagt Sicherheitsexpertin Brugger” der Süddeutschen Zeitung.
Frau Bruggers Widerspruch ist entlarvend, weil inkonsequent. Ihre Antwort stellt keine
Ablehnung dar, sondern sie betont nur das auch von der NATO gewollte Ineinandergreifen
von militärischer Gewalt und politischen Wegen. Die Punkte des auch von rechten Grünen
getragenen Papiers und die des LINKEN Matthias Höhn weisen frappierende Ähnlichkeiten
im Denkansatz und in einigen Details auf.

Zu den einzelnen Punkten des Papiers von Matthias Höhn (LINKE)

Matthias Höhn schreibt, es gäbe in der Partei auseinanderlaufende Linien; das stimmt
vor allem durch seine Positionierung, die allerdings keineswegs für eine uns bekannte
Linie steht.
Er fordert, die Partei solle “wieder stärker über linke Sicherheits- und
Verteidigungspolitik … diskutieren”. Dazu Wolfgang Gehrcke von der Linksfraktion im
Bundestag: “Die Partei hat kein Interesse, einen Generalangriff auf ihre
friedenspolitischen Grundpositionen zu diskutieren.” In der Tat geht es Höhn um eine
Abkehr von der Friedenspolitik seiner Partei.
Im Abschnitt ‘Münchner Konsens‘ übernimmt Höhn die Position des Weißbuches des
deutschen Militärministeriums, die in der Eingliederung der Krim in den russischen
Staat den Wendepunkt sieht, der “tiefgreifende Folgen für die Sicherheit in Europa”
hat. Dieses ständig wiederholte Narrativ der strategischen NATO-Kommunikation
blendet Rechtsbrüche NATO-freundlicher Kräfte in der Ukraine aus, die der Krim-Krise
vorausgegangen waren: Ende Februar 2014 wurde die Regierung, die der NATO
ablehnend gegenüberstand, in einem verfassungswidrigen Akt gegen eine Pro-NATO-
Regierung ausgetauscht.[2] Wer sich in solchen Situationen den Rechtsbruch
herauspickt, der ins eigene Kalkül passt, betreibt Kriegspropaganda. Matthias Höhn
folgt dem NATO-Narrativ, wie bereits die Grünen und die SPD. Die mit dieser
Manipulation legitimierte “Kehrtwende” in der Rüstungs- und NATO-Strategie bleibt
bei Höhn unwidersprochen stehen.
Höhn unterstellt im Abschnitt ‘Globale Aufrüstung‘ eine gleichgewichtige
Verantwortung der NATO und Russlands sowie Chinas an der weltweiten
Hochrüstung. Er lässt dabei außer Acht, dass die NATO circa ein Fünfzehnfaches der
russischen Aufwendungen für den Militärsektor ausgibt. Genauso manipulativ wirkt
Matthias Höhns Aussage: “Wichtige Pfeiler internationaler Rüstungskontrolle kamen
ins Wanken oder sind bereits eingerissen”. Diese Wortwahl blendet die USA als den
Akteur dieser Entwicklung aus. Höhn formuliert: “Beide (!) Seiten … sahen die
völkerrechtlichen Verpflichtungen nur noch als zu enges Korsett.” Er ignoriert hier,

https://www.sueddeutsche.de/politik/gruene-heinrich-boell-stiftung-verteidigungspolitik-1.5182258
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dass die Zerstörung von Grundpfeilern internationaler Vertragswerke von der US-
Administration ausging.
Höhn fordert, ’Europa‘ solle als “politischer Akteur mit eigenständigen Interessen,
Zielen und Werten agieren”. Diese Position erinnert an die der EU-Außenbeauftragten
Federica Mogherini, die bereits 2016 in ihrem Strategiepapier „Gemeinsame Vision,
gemeinsame Aktion – ein stärkeres Europa“ diese Vision ausgab: “Zusammenarbeit in
Verteidigungsangelegenheiten systematisch ermutigen und eine schlagkräftige
europäische Verteidigungsindustrie schaffen, die ausschlaggebend dafür ist, dass
Europa eigenständig entscheiden und handeln kann.“ Während NATO und EU die
Militarisierung der Weltpolitik immer weiter vorantreiben, argumentiert Höhn ganz im
Sinne der Militaristen. Andrej Hunko, Mitglied der Linksfraktion im Bundestag, sagt
dazu: “Es befremdet, dass dieses Papier just zu einem Zeitpunkt erscheint, in dem ein
milliardenschwerer EU-Rüstungsfonds eingeführt wird. (…) Die Bundestagsfraktion
hat einstimmig beschlossen, gegen diesen sogenannten Verteidigungsfonds zu klagen,
weil die Finanzierung von Rüstungsprojekten aus dem Haushalt der EU sogar nach
den EU-Verträgen verboten ist.”
Im Abschnitt ‘Bundeswehr‘ kennzeichnet Höhn diese als “ausgeblutet”. Seit 2000
sind die Ausgaben allerdings von ca. 42,2 Mrd. € auf über 50 Mrd. € gestiegen. Mit
dem Wort ‘ausgeblutet’ unterstützt Höhn die NATO-Forderungen nach Hochrüstung,
die zu Lasten der Daseinsvorsorge gehen, zu der auch die Ökologie und die Bildung zu
zählen sind.
Im Abschnitt ‘Linke Perspektiven‘ fordert Höhn wie Kräfte in den anderen rot-rot-
grünen Bundestagsparteien mehr ‘Verantwortung’, was nichts anderes als weltweite
Militäreinsätze bedeutet, die auch das von Ellen Ueberschär (Heinrich-Böll-Stiftung)
gestützte Papier fordert. Höhn unterstellt, die NATO-Darstellung, nach der Russland
gewiss Nervengift im eigenen Land einsetze, sei bereits ein gerichtsfest verifizierter
Fakt. Höhn betont in diesem Abschnitt auch, ein NATO-Austritt bedeute das Gegenteil
einer Stabilisierung der Sicherheitsstrukturen; er übergeht damit, dass die NATO
dasjenige Staatenbündnis ist, von dessen Gebiet die meisten und massivsten
Völkerrechtsverletzungen seit dem Ende der Systemkonkurrenz ausgegangen sind.
Ganze Weltregionen sind seither dem Zusammenbruch anheimgefallen.
Im Abschnitt ‘Sicherheit in Europa organisieren‘ plädiert Höhn für eine EU-Armee,
in der er auch ein Potential für Einsparungen im EU-Haushalt sieht. Das erinnert an
die Aussage ‘Ich bin ein Mann, weil ich eine Frau bin’. Bei Orwell heißt das: ‘Krieg ist
Frieden’.
Im Abschnitt ‘Gewaltmonopol der Vereinten Nationen durchsetzen‘ übersieht M.
Höhn die fatalen Wirkungen gewaltsamer Versuche, Frieden durch Auslandseinsätze
der Bundeswehr im Rahmen der UNO zu erzwingen, die bereits in Afrika oder in

http://www.imi-online.de/2016/06/28/eu-globalstrategie/
http://www.imi-online.de/2016/06/28/eu-globalstrategie/
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Afghanistan bitter gescheitert sind. Kriege führen nicht zum Frieden. Sicherheit durch
Verhandlungen, durch Ausgleich und Kooperation ist Frieden. Der Weg zum Frieden
ist der Weg des Friedens.

LINKEN-Vorstand distanziert sich

Erfreulicherweise hat sich der Vorstand der Linkspartei am 23. Januar von Höhns Papier mit
klaren friedenspolitischen Positionen distanziert:

“Die Bundeswehr muss aus allen Auslandseinsätzen zurückgeholt werden, neue
Auslands-einsätze lehnen wir ebenfalls ab, unabhängig davon unter welcher
Organisation sie stattfinden.

DIE LINKE setzt sich für eine schrittweise Abrüstung der Bundeswehr ein,
die kriegs-führungsfähigsten Teile sollen zuerst abgerüstet werden. Die
Abrüstung ist zu begleiten durch Konversionsprogramme für die
Beschäftigten in der Rüstungsproduktion, für die Soldatinnen und Soldaten
und für die Liegenschaften der Bundeswehr. Unser Ziel bleibt ein
Deutschland, ein Europa, eine Welt ohne Kriege und Armeen.
Zustimmung zu Aufrüstungsprojekten ist dementsprechend mit der Linken
nicht vereinbar.
Wir fordern die Auflösung der NATO und ihre Ersetzung durch ein
kollektives Sicherheits-system unter Beteiligung Russlands, das Abrüstung
als ein zentrales Ziel hat.
Eine europäische Armee und andere Vorhaben der Militarisierung führen
nicht zu mehr Sicherheit für die Menschen in Europa, sondern sichern nur
Konzerninteressen militärisch ab.
Unser Ziel bleibt eine friedliche Welt, eine Welt in der Geld für Bildung,
Soziales, Gesundheit, Entwicklungshilfe und Forschung ausgegeben wird,
nicht fürs Militär.“

Auch Gewerkschaft und Wissenschaft gegen Rüstung

Der in diesem Artikel geschilderten Aufweichung und Aufkündigung friedenspolitischer
Forderungen steht auch eine zunehmend friedenspolitische Konsequenz in Äußerungen und
Positionen aus der Gewerkschaft gegenüber. Deutlich wird das gewerkschaftliche
Friedensengagement unter anderem im Frankfurter Appell, den Aktive der Friedens-, der
Ökologiebewegung und Funktionäre des DGB und der IG Metall mittragen:

https://abruesten.jetzt/wp-content/uploads/2020/10/Frankfurter-Appell_final_2020.pdf
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“Wir fordern eine neue Friedens- und Entspannungspolitik, ein System
gemeinsamer Sicherheit und kontrollierter Abrüstung. … Wir wollen ein
atomwaffenfreies Deutschland und sprechen uns für eine weltweite Ächtung
autonomer Waffensysteme aus.”

Die Warnung der kritischen Nuklearwissenschaftlerinnen und Nuklearwissenschaftler, die
ihre Uhr zur Warnung vor dem Atomkrieg auf 100 Sekunden vor Mitternacht gestellt haben,
zeigt, wie dringend diese Forderung ist. Am 27. Januar werden die Wissenschaftler ihre
neueste Gefahreneinschätzung veröffentlichen.

Die Friedensbewegung und die Linken haben die Aufgabe, über die mediale Lufthoheit der
Konzerne und ihrer Lobby mit Fakten aufzuklären. Das wird schon beim Begriff ‘Sicherheit’
klar, denn er wird von der NATO für Hochrüstung, Gefahreneskalation und für als
‘Abschreckung’ getarnte Kriegsvorbereitung missbraucht.

Titelbild: SugaBom86 / Shutterstock

[«1] Das ist ein NATO-Begriff, siehe hier.

[«2] Artikel 111 der Ukrainischen Verfassung verlangt für die Abwahl eines Präsidenten
eine Dreiviertel-Mehrheit (75%). Die wurden bei der Abstimmung am 22. Februar 2014 über
die Regierung Janukowitsch mit 72,88 % verfehlt (nachdenkseiten.de/?p=24167)
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